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Ausgeglichenes Budget in Alterswil
Die Gemeinde Alterswil legt für 2015 ein ausgeglichenes Budget vor. Die Bürgerinnen und Bürger genehmigten an
der Gemeindeversammlung alle Vorlagen. Einen Schwerpunkt bildete die Information über die Unwetterschäden.

IMELDA RUFFIEUX

ALTERSWIL Der laufende Voran-
schlag 2015 der Gemeinde
Alterswil sieht bei einem Auf-
wand und einem Ertrag von
rund 5,9 Millionen Franken
einen Einnahmenüberschuss
von rund 60000 Franken vor.
Gemeinderat Marius Bo-
schung erklärte den 54 anwe-
senden Bürgerinnen und Bür-
gern amDienstagabend, wie es
zu diesem positiven Abschluss
gekommen ist. Er betonte, dass
die Kantons- und Bezirksbei-
träge imVergleich zumVorjah-
resbudget um 171000 Franken
zugenommen haben. So muss
die Gemeinde beispielsweise
für materielle Sozialhilfe 48000
Franken mehr bezahlen; total
sind für 2015 218000 Franken
budgetiert.

Budgets genehmigt
Die Steuereinnahmen für

natürliche Personen habe die
Gemeinde mit 3,2 Millionen
Franken für Einkommen und
mit 320000 Franken für Ver-

mögen zurückhaltend veran-
schlagt, wie der Finanzchef
ausführte.
Bei den Investitionen schla-

gen Strassensanierungen mit
1,25 Millionen Franken zu Bu-
che; allerdings hofft die Ge-
meinde bei diesen Projekten
auf Subventionen von 650000
Franken. Weiter ist die Schul-
haussanierung mit 900000
Franken im Budget; das Pro-
jekt kommt 2015 vor die Ge-
meindeversammlung. Bei den
regionalen Projekten beträgt
der Anteil Alterswils am OS-
Projekt Plaffeien 190000 Fran-
ken und amAusbau desHeims
Maggenberg 170000 Franken.
Insgesamt weist die Gemeinde
Nettoinvestitionen von 2,43
Millionen Franken auf.
Sowohl der laufende Voran-

schlag als auch das Investi-
tionsbudget haben die Bürge-
rinnen und Bürger einstimmig
und diskussionslos genehmigt.
Die Versammlung unter der

Leitung von Ammann Hubert
Schibli genehmigte zudem
einen Planungskredit für den

Umbau des Schulhauses von
40000 Franken. Unter ande-
rem ist vorgesehen, das Dach-
geschoss auszubauen, um
zwei Schulräume zu gewin-
nen. Ebenfalls diskussionslose
Zustimmung erhielt der Kredit
von 50000 Franken für den Er-
satz der veralteten und nicht
mehr sicheren Spielgeräte auf
dem Kinderspielplatz beim
Schulhaus.

Fünf schwere Unwetter
Ein eigenes Traktandum

widmete der Gemeinderat den
Schäden aufgrund der Unwet-
ter, die Alterswil im letzten
Sommer heimgesucht hatten.
Fünfmal gingen schwere Un-
wetter über das Gemeindege-
biet nieder. Die Feuerwehr
musste über 35Mal ausrücken,
und auch das Team des Werk-
hofs war gefordert. Gemeinde-
rat Joseph Aerschmann gab
einen Überblick über einige
Schäden dieses Jahrhundert-
ereignisses. So haben die Re-
genmassen und teils auch Ha-
gelschauer dazu geführt, dass

Dutzende von kleinen Bächen
über die Ufer getreten sind,
Durchlässe verstopft, Brücken
beschädigt oder zerstört wur-
den. Das Wasser suchte sich
vielfach den Weg über Kultur-
land und überflutete auch
Strassen undKeller. Ein beson-
deres Problem in Alterswil ist
die Südhanglage der Gemein-
de. Bei Starkregen ergibt sich
innerhalb von kurzer Zeit eine
grosse Menge an Oberflächen-
wasser, die talwärts fliesst. Die
Kanalisation ist überfordert
und die Wassermassen richten
an den Liegenschaften viel
Schaden an.
Als Sofortmassnahmen hat

die Gemeinde an vielen Fliess-
gewässern Bäume undHecken
zurückgeschnitten, Kanäle
durchgespült und Schwemm-
holz vor Brücken entfernt. Der
Gemeinderat hat im Septem-
ber einen Kredit von 25000
Franken gesprochen, um drin-
gende Schäden zu beheben.
Ein Teil der Arbeiten ist bereits
ausgeführt, der Rest folgt bis
Ende Jahr.

Weg frei für einen Tag
der Zweisprachigkeit
Der Staatsrat unterstützt
die Einführung eines Tags
der Zweisprachigkeit. Die-
ser soll vornehmlich der
Sensibilisierung dienen.

FREIBURG Im Kanton Freiburg
soll in Zukunft jedes Jahr am
26. September ein Tag der
Zweisprachigkeit stattfinden.
Er wird im Rahmen des Euro-
päischen Tags der Sprachen
durchgeführt und kann umein
paar Tage verschoben werden,
falls der 26. September auf ein
Wochenende fällt.
Diesen Entschluss teilt der

Staatsrat in der Antwort auf
eine Volksmotion des Jugend-
rats mit, welcher zum Tag der
Zweisprachigkeit angeregt hat-
te. In seiner Antwort verweist
der Staatsrat darauf, wie viel
imKanton bereits für die Zwei-
sprachigkeit geleistet werde:
Aktionen beim Staat, in der
Bildung, bei Organisationen,
in Medien oder bei Veranstal-
tungen. Für diese Projekte
zahlt der Bund Freiburg jähr-

lich rund 400000 Franken Fi-
nanzhilfe.
«Der Tag der Zweisprachig-

keit sollte in erster Linie diesen
AktivitätenmehrVisibilität ver-
leihen», schreibt die Regie-
rung. Ziel des Tages solle es
nicht sein, künstlich Veranstal-
tungen zu organisieren, son-
dern die bestehenden aufzu-
werten. So sollten für die Bür-
ger Anreize geschaffenwerden,
daran teilzunehmen oder gar
neue Projekte zu entwickeln.
Um den Tag der Zweispra-

chigkeit als Präsentationsplatt-
form hervorzuheben, schlägt
der Staatsrat drei Aktionen vor:
das Einrichten einer Rubrik
«Zweisprachigkeit» im Inter-
netportal des Staates, die Lan-
cierung eines Ideenwettbe-
werbs sowie symbolische Ak-
tionen innerhalb der Verwal-
tung selbst. Dieser Tag sollte
für den Staat und die Gemein-
den keine finanziellen Auswir-
kungen haben. Das Bundes-
amt für Kultur habe seinerseits
einen Betrag von 15000 Fran-
ken dafür genehmigt. uh

Düdingenwill
Austritt nicht
sofort verlangen
Bereits jetzt den Austritt
aus der Agglo per 2023 zu
beantragen, wäre politisch
unklug, finden die Düdin-
ger Gemeinde- sowie die
Aggloräte.

DÜDINGEN Die SVP Düdingen
und der ehemalige Agglome-
rationsratWernerWyss forder-
ten den Gemeinderat diesen
Herbst dazu auf, das Gesuch
für den Austritt aus der Agglo-
meration Freiburg per 2023 –
den gemäss Statuten frühst-
möglichen Termin – bereits
jetzt zu stellen. Gestern Abend
nahm Ammann Kuno Philipo-
na an der Gemeindeversamm-
lung zu dieser Forderung Stel-
lung. «Das Austrittsschreiben
bereits jetzt zu stellen, beurtei-
len der Gemeinderat und die
Düdinger Agglomerationsräte
als politisch unklug und wird
deshalb abgelehnt», sagte er.
Dass Düdingen die Agglo

verlassen darf, war imOktober
im Agglorat abgelehnt wor-
den. Im Februar hatten 54,6
Prozent der Düdinger an einer
Konsultativabstimmung für
den Austritt gestimmt, und
der Gemeinderat leitete in der
Folge Massnahmen ein, um
den Volkswillen umsetzen zu
können. ak
Mehr darüber in der morgigen Ausgabe.

Staatsrat willmehrere Schwimmbäder
statt nur ein einziges unterstützen
Die Regierung des
Kantons Freiburg ist
gewillt, Schwimm-
bäder zu subventio-
nieren, nicht aber, ein
einzelnes Schwimm-
zentrum zu bezahlen.
URS HAENNI

10537 Freiburgerinnen und
Freiburger hatten mit einer
gültigen Unterschrift letztes
Jahr vom Freiburger Staatsrat
verlangt, dass dieser die Finan-
zierung eines kantonalen
Schwimmzentrums sicher-
stellt (FN vom 3.5.13). Die Ini-
tiative, hinter der die Vereini-
gung «Pro Piscine» steht, geht
von einem Hallenbad mit 50-
Meter-Becken aus; die Bau-
kosten werden auf 40 bis 50
Millionen Franken geschätzt,
die Betriebskosten jährlich auf
zweiMillionen Franken.

Gegenvorschlag liegt vor
Nun beantragt der Staatsrat

in einer Botschaft demGrossen
Rat, sich dieser Initiative nicht
anzuschliessen. Stattdessen
präsentiert er einen Gegenent-
wurf. Der Staatsrat will ins kan-
tonale Sportgesetz einen neuen
Artikel über die Subventionie-
rung von Schwimmbädern auf-
nehmen. Darin legt er fest, dass
der Staat Schwimmbädern für
eine bestimmte Dauer eine be-
sondere Unterstützung ge-
währt. Konkret ist er gewillt, für
den Zeitraum 2016 bis 2018 Be-
träge von total 18 Millionen
Franken indenFinanzplanauf-
zunehmen. Zehn Millionen
Franken seien bereits im Infra-
strukturfonds für Schwimm-
bäder reserviert. Der Staatsrat
präzisiert in seiner Botschaft,
dass die 18 Millionen Franken
für die Subventionierung eines
kantonalen Schwimmzent-
rums sowie regionaler Anlagen
vorgesehen sind.
«Es darf nicht Sachedes Staa-

tes sein, die Bau- und Betriebs-

kosten eines kantonalen
Schwimmzentrums allein zu
tragen», heisst es in der Bot-
schaft. «Die Bewirtschaftung
einer solchenAnlage liegt näm-
lich weder in der Zuständigkeit
noch im Aufgabenbereich des
Staates. Dieser muss sich da-
rauf beschränken, Beiträge an
Investitionen für Schwimm-
bäder oder andere Sportanla-
genvonvorherrschendöffentli-
chem Interesse zu leisten, de-
renBedarf unbestritten ist.»Die
Unterstützung dürfe sich dem-
nach nicht auf eine einzige
sportliche Disziplin und auf ein
einzigesZentrumbeschränken,
sondern die Anlagen müssten
bestmöglich auf das gesamte
Kantonsgebiet verteilt sein.
Der Staatsrat ist der Ansicht,

dass er durchdie Subventionie-
rung von Schwimmbädern
übereinegewisseZeit dieWün-
sche der Initianten berücksich-
tigt, gleichzeitig aber andere
zukünftige Investitionen nicht
infragestellt.

Es kann noch dauern
Falls das Initiativkomitee die

Eingabe nicht zurückzieht,
wird der Grosse Rat darüber
beraten. Der Gegenvorschlag
solle dem Grossen Rat gleich-
zeitig vorgelegt werden, so der
Staatsrat. Diese Debatte ist
noch nicht terminiert. Zu einer
Volksabstimmung würde es
kommen, wenn der Grosse Rat
weder der Initiative noch
einem Gegenvorschlag zu-
stimmt.

Der Staatsrat ist gewillt, Schwimmanlagen während einer gewissen Zeit gezielt zu fördern. Bild Corinne Aeberhard/a

Express
Junge CVP setzt auf
die Sprachförderung
FREIBURG Die Junge CVP des
Kantons Freiburg begrüsst den
Vorstoss der Freiburger Natio-
nalrätin Christine Bulliard
(CVP) für die Einführung einer
Zusatzqualifikation Sprachen
für das eidgenössische Fähig-
keitszeugnis. Wie die Jungpar-
tei meldet, nehme Bulliard
eine Idee auf, welche die Junge
CVP an ihrem Workshop im
Breccaschlund im August er-
arbeitet habe. Mit der Mass-
nahme will die Jungpartei den
Spracherwerb inderBerufsleh-
re fördern. fca

D er Präsident des Ini-
tiativkomitees, Chris-
tian Seydoux, hatte

gestern die Botschaft des
Staatsrats zu den Schwimm-
bädern im Kanton noch nicht
gelesen. Entsprechend sagte
er gegenüber den FN, dass er
den Vorschlag erst mit den
anderen Mitgliedern des Ko-
mitees besprechen wolle.
Auch verwies er auf eine künf-
tige Arbeitsgruppe, welche die
Initiative mit dem Gegenent-
wurf des Staatsrats verglei-
chen soll. Generell teilt Sey-
doux die Ansicht, dass es
Sport- und Schwimmanlagen

im ganzen Kanton brauche.
«Das Wichtigste ist, dass es
überhaupt mehr Schwimm-
becken gibt.»Die Initiative hat
zwar nur das kantonale
Schwimmzentrum zum
Gegenstand, aber eigentlich
wolle sein Komitee mehr als
das. Anders als der Staatsrat
ist Seydoux derMeinung, dass
Schwimmen und Turnen ge-
sondert zu betrachten seien,
weil sie Teil des obligatori-
schen Schulunterrichts seien.
«Der Staat soll nicht nur sub-
ventionieren, er muss auch
Verantwortung überneh-
men», meint Seydoux. uh

Initianten: Staat soll auch
Verantwortung übernehmen


